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Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 

Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Zusatzabkommen vom 26. Oktober 1989 
zum Abkommen vom 27. Februar 1976 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Schweden 
über Soziale Sicherheit 
und zu der Zusatzvereinbarung vom 26. Oktober 1989 
zur Vereinbarung vom 23. Februar 1978 
zur Durchführung des Abkommens 
sowie zur Ergänzung des Gesetzes vom 2. September 1980 
zu dem Abkommen vom 23. April 1979 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Finnland 
über Soziale Sicherheit 

A. Zielsetzung 

Das Zusatzabkommen und die Zusatzvereinbarung sollen das 
geltende Abkommenswerk zwischenzeitlich gemachten Erfahrungen 
sowie Änderungen des deutschen und schwedischen Rechts der 
sozialen Sicherheit anpassen. Dies dient dem sozialen Schutz der 
beiderseitigen Staatsangehörigen insbesondere für den Fall, daß sie 
sich im anderen Staat aufhalten. Außerdem soll der Krankenversiche-
rungsschutz Versicherter der deutschen gesetzlichen Krankenver-
sicherung in Schweden und Finnland erweitert werden. 

B. Lösung 

Die Übereinkünfte beruhen auf der Grundlage der Gegenseitigkeit und 
Gleichbehandlung der beiderseitigen Staatsangehörigen. Entspre-
chend den zwischenzeitlich veränderten Erfordernissen werden  
Rechte und Pflichten von Einwohnern und Erwerbstätigen in den 
Vertragsstaaten in bezug auf die Kranken-, Renten- und Unfallver- 
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sicherung neu geregelt. In eingeschränktem Umfang, insbesondere 
zum Ausschluß von Doppelleistungen, werden auch die Vorschriften 
über Kindergeld, Erziehungsgeld und den Unterhaltsvorschuß in die 
Regelungen des Abkommens einbezogen. Der Gesetzentwurf enthält 
zusätzliche krankenversicherungsrechtliche Regelungen. 

Mit dem vorliegenden Entwu rf  eines Vertragsgesetzes sollen die Über-
einkünfte die nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes 
erforderliche Zustimmung der gesetzgebenden Körperschaften erhal-
ten. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des 
Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet; für den Bund ergeben 
sich nicht nennenswerte mittelbare finanzielle Auswirkungen im 
Hinblick auf den Bundeszuschuß zur knappschaftlichen Rentenver-
sicherung. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (311) — 806 06 — So 143/90 	Bonn, den 27. September 1990 

An den 
Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwu rf 
 eines Gesetzes zu dem Zusatzabkommen vom 26. Oktober 1989 zum Abkom-

men vom 27. Februar 1976 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich Schweden über Soziale Sicherheit und zu der Zusatzverein-
barung vom 26. Oktober 1989 zur Vereinbarung vom 23. Februar 1978 zur 
Durchführung des Abkommens sowie zur Ergänzung des Gesetzes vom 
2. September 1980 zu dem Abkommen vom 23. April 1979 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Finnland über Soziale Sicher-
heit mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 619. Sitzung am 21. September 1990 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben. 

Kohl 
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Entwurf 

Gesetz 
zu dem Zusatzabkommen vom 26. Oktober 1989 

zum Abkommen vom 27. Februar 1976 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und dem Königreich Schweden 
über Soziale Sicherheit 

und zu der Zusatzvereinbarung vom 26. Oktober 1989 
zur Vereinbarung vom 23. Februar 1978 
zur Durchführung des Abkommens 

sowie zur Ergänzung des Gesetzes vom 2. September 1980 
zu dem Abkommen vom 23. April 1979 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Finnland 
über Soziale Sicherheit 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
Den folgenden, in Stockholm am 26. Oktober 1989 

unterzeichneten zwischenstaatlichen Übereinkünften wird 
zugestimmt: 

1. dem Zusatzabkommen zum Abkommen vom 
27. Februar 1976 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Schweden über 
Soziale Sicherheit (BGBl. 1977 II S. 664), 

2. der Zusatzvereinbarung zur Vereinbarung vom 
23. Februar 1978 zur Durchführung des Abkommens 
vom 27. Februar 1976 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Königreich Schweden über 
Soziale Sicherheit (BGBl. 1979 II S. 37). 

Das Zusatzabkommen und die Zusatzvereinbarung wer-
den nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 
Nach Artikel 2 des Gesetzes vom 29. Juli 1977 zu dem 

Abkommen vom 27. Februar 1976 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und dem Königreich Schweden über 
Soziale Sicherheit (BGBl. 1977 II S. 664), zuletzt geändert 
durch Artikel 31 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe a des Gesetzes 
vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477), wird folgender 
Artikel 2a eingefügt: 

„Artikel 2 a 
(1) Abweichend von § 16 Abs. 1 Nr. 1 des Fünften 

Buches Sozialgesetzbuch ruht der Anspruch auf Leistun-
gen nicht für Versicherte, die sich zur medizinischen Ver-
sorgung nach Schweden begeben, sofern die Kranken-
kasse vorher zugestimmt hat. Die Zustimmung kann auch 
nachträglich erteilt werden, wenn sie aus entschuldbaren 
Gründen vorher nicht eingeholt wurde. 
(2) Im Falle des Absatzes 1 hat die Krankenkasse die 

entstandenen Kosten bis zu der Höhe zu erstatten, in der 

sie ihr im Geltungsbereich dieses Gesetzes entstanden 
wären; soweit die Kosten höher sind, können sie bis zur 
Höhe der schwedischen Sätze erstattet werden. § 13 
Abs. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch gilt nicht." 

Artikel 3 
Nach Artikel 2 des Gesetzes vom 2. September 1980 zu 

dem Abkommen vom 23. April 1979 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Republik Finnland über 
Soziale Sicherheit (BGBl. 1980 II S. 1190), geändert durch 
Artikel 31 Abs. 2 Nr. 2 Buchstabe b des Gesetzes vom 
20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2477), wird folgender Arti-
kel 2a eingefügt: 

„Artikel 2 a 

(1) Abweichend von § 16 Abs. 1 Nr. 1 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch ruht der Anspruch auf Leistun-
gen nicht für Versicherte, die sich zur medizinischen Ver-
sorgung nach Finnland begeben, sofern die Krankenkasse 
vorher zugestimmt hat. Die Zustimmung kann auch nach-
träglich erteilt werden, wenn sie aus entschuldbaren Grün-
den vorher nicht eingeholt wurde. 
(2) Im Falle des Absatzes 1 hat die Krankenkasse die 

entstandenen Kosten bis zu der Höhe zu erstatten, in der 
sie ihr im Geltungsbereich dieses Gesetzes entstanden 
wären; soweit die Kosten höher sind, können sie bis zur 
Höhe der finnischen Sätze erstattet werden. § 13 Abs. 1 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch gilt nicht." 

Artikel 4 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das Land 
Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 

Artikel 5 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung 

in Kraft . 
(2) Der Tag, an dem das Zusatzabkommen nach seinem 

Artikel 4 und die Zusatzvereinbarung nach ihrem Artikel 3 
in Kraft  treten, ist im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 
Auf das Zusatzabkommen und die Zusatzvereinbarung 
findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes Anwen-
dung, da sie sich auf Gegenstände der Bundesgesetz-
gebung beziehen. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da durch das Ver-
tragsgesetz in Verbindung mit dem Zusatzabkommen und 
der Zusatzvereinbarung das Verwaltungsverfahren von 
Landesbehörden geregelt wird. 

Zu den Artikeln 2 und 3 
Aufgrund des Artikels 13 Abs. 1 des Abkommens vom 
27. Februar 1976 zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und dem Königreich Schweden über Soziale Sicher-
heit erhalten Versicherte der Krankenversicherung eines 
Vertragsstaates bei vorübergehendem Aufenthalt im ande-
ren Vertragsstaat im Krankheitsfalle Sachleistungen von 
der dortigen Krankenversicherung; aus Gründen der Ver-
waltungsvereinfachung werden die Kosten nach Artikel 16 
Abs. 3 des Abkommens nicht erstattet. Zur Vermeidung 
etwaiger einseitiger Kostenbelastungen sind von dieser 
Regelung nach Artikel 13 Abs. 2 des Abkommens Ver-
sicherte ausgenommen, die sich zur Behandlung in den 
anderen Vertragsstaat begeben. In diesen Fällen ist für 
den Anspruch auf Leistungen das innerstaatliche Recht 
der Vertragsstaaten maßgebend, das für Versicherte der 
deutschen Krankenversicherung bis zum Inkrafttreten des 
Gesundheits-Reformgesetzes am 1. Januar 1989 Leistun-
gen ermöglichte, wenn sich der Berechtigte mit Zustim-
mung der Krankenkasse im Ausland aufhielt. Diese Rege-
lung soll nach Artikel 2 im Verhältnis zu Schweden im 
Grundsatz aufrechterhalten bleiben. 

Da die Rechtslage nach Artikel 13 Abs. 1 und 2 des 
Abkommens vom 23. April 1979 zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Republik Finnland über 
Soziale Sicherheit die gleiche ist wie im Verhältnis zu 
Schweden, enthält Artikel 3 eine dem Artikel 2 entspre-
chende Bestimmung für Versicherte der deutschen 
gesetzlichen Krankenversicherung, die sich zur medizini-
schen Versorgung nach Finnland begeben. 

Zu Artikel 4 

Das Gesetz, das Zusatzabkommen und die Zusatzverein-
barung sollen auch auf das Land Berlin Anwendung fin-
den; das Gesetz enthält daher die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 5 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erforder-
nis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 
Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Zusatzabkom-
men nach seinem Artikel 4 und die Zusatzvereinbarung 
nach ihrem Artikel 3 in Kra ft  treten, im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 
Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausfüh-
rung des Gesetzes nicht unmi ttelbar mit Kosten belastet. 
Für den Bund ergeben sich nicht nennenswerte mittelbare 
finanzielle Auswirkungen im Hinblick auf den Bundes-
zuschuß zur knappschaftlichen Rentenversicherung. 
Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das allgemeine 
Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, 
sind nicht zu erwarten, da Kosten für die Unternehmen und 
die betroffenen Personen nicht entstehen. 
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Zusatzabkommen 
zum Abkommen vom 27. Februar 1976 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und dem Königreich Schweden 

über Soziale Sicherheit 

Tilläggsöverenskommelse 
till konventionen den 27 februari 1976 
mellan Förbundsrepubliken Tyskland 

och Konungariket Sverige 
om social trygghet 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

das Königreich Schweden — 

in  dem Wunsch, das Abkommen vom 27. Februar 1976 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Schweden über Soziale Sicherheit, im folgenden als Abkom-
men"  bezeichnet, den gegenwärtigen Verhältnissen anzupassen — 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

1. Artikel 2 des Abkommens wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Nummer 1 werden folgende Buchstaben e 
und f angefügt: 

„e) das Kindergeld; 

f) das Erziehungsgeld;" 

b) In Absatz 1 Nummer 2 wird am Ende der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt; es werden folgende Buchsta-
ben e und f angefügt: 

„e) das Kindergeld; 

f) den Unterhaltsvorschuß." 

2. In Artikel 6 des Abkommens werden die Worte „in bezug auf 
die Versicherungspflicht" gestrichen. 

3. Artikel 9 des Abkommens erhält folgende Fassung: 

„Die Artikel 5, 6 und 8 berühren nicht die im Wiener Überein-
kommen über diplomatische Beziehungen und im Wiener 
Übereinkommen über konsularische Beziehungen enthalte-
nen Bestimmungen, die sich auf die in Artikel 2 Absatz 1 
bezeichneten Rechtsvorschriften beziehen." 

4. Artikel 10 des Abkommens wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach den Worten „die zuständige 
Behörde" die Worte „oder die von ihr bezeichnete Stelle" 
eingefügt. 

b) In Satz 3 werden nach den Worten „der zuständigen 
Behörde" die Worte „oder der von ihr bezeichneten 
Stelle" eingefügt..  

5. In Artikel 13 des Abkommens wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

„(4) Sind Personen nach den in Artikel 9 genannten Über-
einkommen von der Versicherungspflicht in dem Vertrags-
staat, in dem sie beschäftigt sind, befreit, so erhalten sie 
sowie die sie begleitenden Familienangehörigen Sachlei- 

Förbundsrepubliken Tyskland 

och 

Konungariket Sverige, 

som önskat anpassa konventionen den 27 februari 1976 mellan 
Förbundsrepubliken Tyskland och Konungariket Sverige om 
social trygghet, i det följande benämnd konventionen, till nuva-
rande förhållanden har överenskommit följande: 

Artikel 1 

1. Artikel 2 i konventionen ändras enligt följande: 

a) I första stycket 1) tillfogas följande e) och f): 

"e) bambidrag; 

f) bidrag för värd  av barn;" 

b) I första stycket 2) ersätts punkten med ett semikolon i 
slutet; följande e) och f) tillfogas: 

"e) barnbidrag; 

f) bidragsförskott." 

2. I artikel 6 i konventionen stryks orden "med avseende på 
försäkringstillhörigheten". 

3. Artikel 9 i konventionen erhåller följande lydelse: 

"Artiklarna 5, 6 och 8 berör inte de bestämmelser i Wienkon-
ventionen om diplomatiska förbindelser och Wienkonventio-
nen om konsulära förbindelser, som hänför sig till den lagstift-
ning som anges i artikel 2 första stycket." 

4. Artikel 10 i konventionen ändras enligt följande: 

a) I första meningen infogas efter orden "den behöriga 
myndigheten" orden", "eller den myndighet som utses av 
denna,". 

b) I tredje meningen infogas efter orden "behöriga myndig-
het" orden "eller den myndighet som utses av denna". 

5. I artikel 13 i konventionen tillfogas följande fjärde stycke: 

"4. Personer, som enligt de i artikel 9 nämnda konventio-
nerna är befriade från försäkringsplikt i den fördragsslutande 
stat där de är sysselsatta, erhåller, liksom deras medföljande 
familjemedlemmar, sjukvårdsförmåner enligt lagstiftningen i 
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stungen nach den Rechtsvorschriften dieses Vertragsstaats 
unter der Voraussetzung, daß für sie Anspruch auf Sachlei-
stungen nach den Rechtsvorschriften des anderen Vertrags-
staats besteht." 

6. Artikel 16 Absatz 1 des Abkommens erhält folgende Fas-
sung: 

„(1) Die nach den Artikeln 13 und 14 in Betracht kommen-
den Leistungen sind 

in der Bundesrepublik Deutschland 

von der für den Aufenthaltsort zuständigen Allgemeinen Orts-
krankenkasse, 

in Schweden 

von der für den Aufenthaltsort zuständigen Allgemeinen Ver-
sicherungskasse, soweit nicht eine andere Stelle zuständig 
ist, 

zu erbringen." 

7. Artikel 22 Absatz 6 des Abkommens erhält folgende Fas-
sung: 

„(6) Sind die Voraussetzungen für den Rentenanspruch nur 
unter Berücksichtigung des Absatzes 1 erfüllt, so wird der 
Kinderzuschuß zur Versichertenrente oder der Erhöhungsbe-
trag zur Waisenrente zur Hälfte gezahlt." 

8. In Abschnitt Il Kapitel 3 des Abkommens wird Teil 2 wie folgt 
neu gefaßt: 

„Teil 2 

Rentenversicherung nach den schwedischen Rechtsvor-
schriften 

Artikel 23 

Für die Erfüllung der nach den schwedischen Rechtsvor-
schriften für die Erbringung der Volksrente bei Auslandsauf-
enthalt festgelegten Mindestdauer von drei Kalenderjahren, 
für die Rentenpunkte gutgeschrieben sind oder die, gegebe-
nenfalls unter Berücksichtigung des Artikels 24 Absatz 1 
Nummer 2 Satz 2, als solche Jahre gelten, sind, soweit 
erforderlich, die nach den deutschen Rechtsvorschriften 
erworbenen Versicherungszeiten zu berücksichtigen, soweit 
sie nicht auf dieselbe Zeit entfallen. Hierbei stehen einem 
Kalenderjahr, für das Rentenpunkte gutgeschrieben sind, 
zwölf in der deutschen Rentenversicherung erworbene Versi-
cherungsmonate gleich. 

Artikel 24 

(1) Volksrenten nach den schwedischen Rechtsvorschrif-
ten sind bei Anwendung dieses Abkommens, gegebenenfalls 
unter Berücksichtigung des Artikels 23, ausschließlich nach 
folgenden Regeln zu erbringen: 

1. Für einen deutschen Staatsangehörigen, der sich in 
Schweden gewöhnlich aufhält, gelten die auf Personen, 
die nicht schwedische Staatsangehörige sind, anzuwen-
denden schwedischen Rechtsvorschriften. 

2. Ein deutscher Staatsangehöriger, 

a) der sich in Schweden gewöhnlich aufhält und die in 
den unter Nummer 1 bezeichneten Rechtsvorschrif-
ten vorgesehenen Voraussetzungen nicht erfüllt oder 

b) der sich außerhalb Schwedens gewöhnlich aufhält, 

hat Anspruch auf Volksrente entsprechend den auf 
schwedische Staatsangehörige bei gewöhnlichem Auf-
enthalt im Ausland anzuwendenden Rechtsvorschriften. 
Dabei wird auch jedes Jahr in der Zeit von 1960 bis 1973 
berücksichtigt, für das Seemannssteuer nach schwedi-
schem Recht entrichtet worden ist. 

denna fördragsslutande stat under förutsättning att de har 
rätt till sjukvårdsförmäner enligt lagstiftningen i den andra 
fördragsslutande staten." 

6. Artikel 16 första stycket i konventionen erhåller följande 
lydelse: 

"1. I fall som avses i artiklama 13 och 14 tillhandahålles 
förmånema i fräga 

i Förbundsrepubliken Tyskland 

av den för vistelseorten behöriga allmänna ortssjukkassan 

i Sverige 

av den för vistelseorten behöriga allmänna försäkringskas-
san, sävida inte annan inrättning är behörig." 

7. Artikel 22 sjätte stycket i konventionen erhåller följande 
lydelse: 

"6. Upfylls villkoren för pensionsrätt endast med beaktande 
av första stycket, utbetalas bamtillägg till försäkrads egen-
pension eller tilläggsbelopp till bampension med halva belop-
pet." 

8. I avdelning II kapitel 3 i konventionen erhåller del 2 följande 
nya lydelse: 

„Del 2 

Pensionsförsäkring enligt den svenska lagstiftningen 

Artikel 23 

För aft uppfylla det enligt svensk lagstiftning för rätt till 
folkpension vid bosättning utomlands gällande kravet på en 
minsta tid av tre kalenderär för vilka pensionspoäng tillgodo-
räknats eller, i förekommande fall med beaktande av arti-
kel 24 första styckèt 2) andra meningen, därmed likställda är, 
skall försäkringsperioder som fullgjorts enligt tysk lagstiftning 
beaktas i erforderlig omfattning, i den mån de inte avser 
samma tid som de svenska periodema. Härvid likställs tolv 
inom den tyska pensionsförsäkringen fullgjorda försä-
kringsmänader med ett kalenderär, för vilket pensionspoäng 
tillgodoräknats. 

Artikel 24 

1. Folkpension enligt svensk lagstiftning utges med tillämp-
ning av denna konvention uteslutande enligt följande 
bestämmelser, i förekommande fall med beaktande av arti-
kel 23: 

1) För tysk medborgare som är bosatt i Sverige gäller de 
regier i den svenska lagstiftningen som är tillämpliga på 
personer som inte är svenska medborgare. 

2) Tysk medborgare som 

a) är bosatt i Sverige men inte uppfyller förutsättning-
ama i den under 1) angivna lagstiftningen eller 

b) är bosatt utanför Sverige 

har rätt till folkpension enligt den lagstiftning som gäller 
för svenska medborgare vid bosättning utomlands. Där-
vid beaktas även varje år under • tiden från och med Ar 
1960 till och med Ar 1973 för vilket sjömansskatt enligt 
svensk rätt har erlagts. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/7998 

3. Die Behindertenbeihilfe, soweit sie nicht als Zulage zu 
einer Volksrente zusteht, die Pflegebeihilfe für behinderte 
Kinder, der Rentenzuschuß und die einkommensabhän-
gigen Rentenleistungen sind einem deutschen Staatsan-
gehörigen, der sich in Schweden gewöhnlich aufhält, in 
entsprechender Anwendung der Nummern 1 und 2 zu 
erbringen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die in Artikel 3 Absatz 2 
Buchstaben b bis d genannten Personen. 

Artikel 25 

Für die Erbringung von Zusatzrenten nach den schwedi-
schen Rechtsvorschriften gilt folgendes: 

1. Rentenpunkte werden Personen, die nicht schwedische 
Staatsangehörige sind, nur aufgrund einer Erwerbstätig-
keit während des gewöhnlichen Aufenthalts in Schweden 
gutgeschrieben. 

2. Hat eine Person Versicherungszeiten sowohl in der 
schwedischen Zusatzrentenversicherung als auch in der 
deutschen Rentenversicherung erworben, so sind diese 
für den Erwerb eines Anspruchs auf Zusatzrente, soweit 
erforderlich, zusammenzurechnen, soweit sie nicht auf 
dieselbe Zeit entfallen. Hierbei stehen -einem Kalender-
jahr, für das Rentenpunkte gutgeschrieben sind, zwölf in 
der deutschen Rentenversicherung erworbene Versiche-
rungsmonate gleich. 

3. Für die Berechnung einer Zusatzrente sind nur Versiche-
rungszeiten nach den schwedischen Rechtsvorschriften 
heranzuziehen. 

Artikel 26 

Die Übergangsbestimmungen nach den schwedischen 
Rechtsvorschriften über den Anspruch auf Volksrente für 
schwedische Staatsangehörige, die sich außerhalb Schwe-
dens gewöhnlich aufhalten, sowie die Berechnung der 

_ Zusatzrente für Personen, die vor dem Jahr 1924 geboren 
sind, werden durch dieses Abkommen nicht berührt." 

9. Nach Artikel 26 des Abkommens wird folgendes angefügt: 

„Kapitel 4 

Familienbeihilfe 

Artikel 26a 

Besteht für ein Kind, das sich im Hoheitsgebiet eines 
Vertragsstaats gewöhnlich aufhält, nach den Rechtsvor-
schriften beider Vertragsstaaten ein Anspruch auf Kinder-
geld, so wird ausschließlich das Kindergeld des Vertrags-
staats geleistet, in dem sich das Kind gewöhnlich aufhält. 

Artikel 26 b 

Unterhaltsvorschuß nach den schwedischen Rechtsvor-
schriften ist für ein Kind, das nicht schwedischer Staatsange-
höriger ist, zu erbringen, wenn das Kind und der Sorgebe-
rechtigte sich im Hoheitsgebiet Schwedens gewöhnlich auf-
halten und entweder das Kind oder der Sorgeberechtigte sich 
dort  seit mindestens sechs Monaten aufhalten." 

10. In Artikel 31 des Abkommens wird folgender Absatz 4 ange-
fügt: 

„(4) Wird in einem der Vertragsstaaten eine Rentenlei-
stung von Amts wegen festgestellt, so gilt, falls nicht vorher 
ein ausdrücklicher Antrag auf eine entsprechende Leistung 
des Trägers des anderen Vertragsstaats gestellt worden ist, 
der Antrag als an dem Tag gestellt, an dem die im ersten 
Vertragsstaat von Amts wegen zu erbringende Rentenlei-
stung beginnt; Artikel 31 Absatz 3 Satz 2 bleibt unberührt." 

3) Handikappersättning, som inte utgår som tillägg till folk-
pension, samt'vårdbidrag för handikappade barn, pen-
sionstillskott och inkomstprövade pensionförmäüner utges 
till tysk medborgare som är bosatt i Sverige med motsva-
rande tillämpning av 1) och 2). 

2. Första stycket gäller även för de personer som angetts i 
artikel 3 andra stycket b) — d). 

Artikel 25 

För utgivande av tilläggspension enligt den svenska lag-
stiftningen gäller följande: 

1) Den som inte år svensk medborgare tillgodoräknas pen-
sionspoäng endast på grund av förvärvsverksamhet 
under bosättning i Sverige. 

2) Har någon fullgjort försäkringsperioder in om både den 
svenska försäkringen för tilläggspension och den tyska 
pensionsförsäkringen, skall dessa för förvärv av rätt till 
tilläggspension i erforderlig omfattning sammanräknas i 
den man de inte sammanfaller. Härvid likställs tolv inom 
den tyska pensionsförsäkringen fullgjorda försäkringsmå-
nader med ett kalenderär, för vilket pensionspoäng tillgo-
doräknats. 

3) För beräkning av tilläggspension beaktas endast försäk-
ringsperioder enligt den svenska lagstiftningen. 

Artikel 26 

Övergångsbestämmelsema i svensk lagstiftning om rätt till folk-
pension för svenska medborgare som är bosatta utomlands samt 
om beräkningen av tilläggspension för personer som är födda före 
år 1924 berörs inte av denna konvention." 

9. Efter artikel 26 i konventionen tillfogas följande: 

"Kapitel 4 

Familjeförmäner 

Artikel 26 a 

Om ett barn, som är bosatt i en av de fördragsslutande 
staterna, har rätt till barnbidrag enligt lagstiftningen i bäda 
fördragsslutande statema, utges barnbidrag endast av den 
stat, i vilken barnet är bosatt. 

Artikel 26b 

Bidragsförskott enligt svensk Iagstiftning utges för eft barn, som 
inte är svensk medborgare, om bamet och vårdnadshavaren är 
bosatta i Sverige och antingen bamet eller vårdnadshavaren 
vistas där sedan minst sex månader." 

10. I artikel 31 i konventionen tillfogas följande fjärde stycke: 

"4. Fastställs i en av de fördragsslutande staterna en 
pensionsförmån utan ansökan skall, om inte dessförinnan en 
uttrycklig ansökan om motsvarande förmän har gjorts hos 
försäkringsorgan i den andra fördragsslutande staten, ansö-
kan betraktas som gjord den dag då den pensionsförmån 
som skall utges utan ansökan i den första fördragsslutande 
staten börjar utgä; artikel 31 tredje stycket andra meningen 
berörs inte." 
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11. Nach Artikel 32 des Abkommens wird folgender Artikel 32 a 
eingefügt: 

Artikel 32a 

Weden personenbezogene Daten oder Betriebs- oder 
Geschäftsgeheimnisse aufgrund dieses Abkommens oder 
einer Vereinbarung zu seiner Durchführung von einem Ver-
tragsstaat in den anderen weitergegeben, so gilt sowohl für 
die Weitergabe als auch für die Verwendung das jeweilige 
innerstaatliche Recht über den Schutz von personenbezoge-
nen Daten sowie Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen." 

12. Artikel 33 Absatz 2 des Abkommens erhält folgende Fas-
sung: 

„(2) Zur Durchführung des Abkommens werden hiermit 
folgende Verbindungsstellen eingerichtet: 

in der Bundesrepublik Deutschland 

für die Krankenversicherung 
der AOK-Bundesverband, Bonn, 

für die Unfallversicherung 
der Hauptverband der gewerblichen Berufsgenossenschaf-
ten e. V., Sankt Augustin, 

für die Rentenversicherung der Arbeiter 
die Landesversicherungsanstalt Schleswig-Holstein, Lübeck, 

für die Rentenversicherung der Angestellten 
die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte, Berlin, 

für die knappschaftliche Rentenversicherung 
die Bundesknappschaft, Bochum, 

für die hüttenknappschaftliche Zusatzversicherung 
die Landesversicherungsanstalt für das Saarland, Saarbrük-
ken, 
für das Kindergeld 
die Hauptstelle der Bundesanstalt für Arbeit (Kindergeld-
kasse), Nürnberg; 

im Königreich Schweden 

das Reichsversicherungsamt, Stockholm." 

13. Nummer 3 des Schlußprotokolls zum Abkommen wird wie 
folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird als Buchstabe a bezeichnet. 

b) Es wird folgender Buchstabe b angefügt: 

„b) Für Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt in Schwe-
den gilt Artikel 4 Absatz 1 des Abkommens in bezug 
auf eine Rente nach den deutschen Rechtsvorschrif-
ten wegen Berufsunfähigkeit, Erwerbsunfähigkeit 
oder verminderter bergmännischer Berufsfähigkeit 
nicht, wenn die Berufsunfähigkeit, Erwerbsunfähigkeit 
oder die verminderte bergmännische Berufsfähigkeit 
auch auf Umständen des Arbeitsmarktes beruht." 

14. Nach Nummer 4 des Schlußprotokolls zum Abkommen wer-
den folgende Nummern 4 a und 4 b eingefügt: 

„4 a. Zu Artikel 5 des Abkommens: , 

Für eingeschriebene Studenten einer staatlichen oder 
staatlich anerkannten Hochschule im Hoheitsgebiet 
der Bundesrepublik Deutschland gelten die deut-
schen Rechtsvorschriften über die Krankenversiche-
rung der Studenten. Dies gilt nicht im Falle der Num-
mer 8 b. 

4 b. Zu Artikel 6 des Abkommens: 

Artikel 6 gilt für Arbeitnehmer, die von einem öffentli-
chen Arbeitgeber beschäftigt werden, auch bei einer 
Entsendung von mehr als 24 Kalendermonaten." 

15. Nummer 5 des Schlußprotokolls zum Abkommen erhält fol-
gende Fassung: 

11. Efter artikel 32 i konventionen infogas följande artikel 32 a: 

"Artikel 32a 

Vidarebefordras, med stöd av denna konvention eller en 
överenskommelse angående dess tillämpning, personuppgif-
ter eller företags- eller affärshemligheter frän en fördragsslu-
tande stat till den andra, gäller såväl för vidarebefordran som 
för användningen av dessa uppgifter respektive stats interna 
lagstiftning om skydd för personuppgifter liksom för företags-
eller affärshemligheter." 

12. Artikel 33 andra stycket i konventionen erhåller följande 
lydelse: 

"2. För konventionens tillämpning inrättas följande förbin-
delseorgan: 

i Förbundsrepubliken Tyskland 

för sjukförsäkringen 
AOK — förbundsorganisation, Bonn, 

för yrkesskadeförsäkringen 
de industriella yrkesföreningamas huvudorganisation e. V., 
Sankt Augustin, 

för pensionsförsäkringen för arbetare 
delstatsförsäkringsanstalten Schleswig-Holstein, Lübeck, 

för pensionsförsäkringen för tjänstemän 
förbundsförsäkringsanstalten för tjänstemän, Berlin, 

för pensionsförsäkringen för gruvarbetare 
förbundsgruvarbetarorganisationen, Bochum, 

för tilläggsförsäkringen för gruvarbetare 
delstatsförsäkringsanstalten för Saar, Saarbrücken, 

för bambidrag 
centralförvaltningen vid förbundsanstalten för arbetsmark-
nadsfrågor (bambidragskassan), Nürnberg; 

i Konungariket Sverige 

riksförsäkringsverket, Stockholm." 

13. Nummer 3 i slutprotokollet till konventionen Andras enligt 
följande: 

a) Den nuvarande texten betecknas a) 

b) Följande b) tillfogas: 

"b) För personer bosatta i Sverige gäller inte artikel 4 
första stycket i konventionen i fråga om pension enligt 
tysk lagstiftning vid oförmäga aft arbeta inom visst 
yrke, oförmåga att förvärvsarbeta eller nedsatt 
förmäga att arbeta i gruva, när oförmågan eller ned-
sättningen Aven har sin grund i förhållanden på 
arbetsmarknaden." 

14. Efter nummer 4 i slutprotokollet till konventionen infogas 
följande nummer 4 a och 4 b: 

4 a. Till artikel 5: 

Tysk lagstiftning om sjukförsäkring för studerande 
gäller för studerande som Ar inskrivna vid statlig eller 
statligt erkänd högskola inom Förbundsrepubliken 
Tysklands territorium. Detta gäller dock inte i fall som 
avses under nummer 8 b. 

4 b. Till artikel 6: 

För arbetstagare som är sysselsatta av en offentlig 
arbetsgware gäller artikel 6 Aven i fråga om en längre 
utsändningstid An 24 kalendermånader." 

15. Nummer 5 i slutprotokollet till konventionen erhäller följande 
lydelse: 
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„5. Zu den Artikeln 6 bis 10 des Abkommens: 

Unterliegt eine Person nach den Artikeln 6 bis 10 den 
Rechtsvorschriften eines Vertragsstaats, als wäre sie in 
dessen Hoheitsgebiet beschäftigt, so werden die Person 
sowie die sie begleitenden Famillienangehörigen, soweit 
sie keine Beschäftigung ausüben, so behandelt, als hät-
ten sie auch ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Hoheitsge-
biet dieses Vertragsstaats. Satz 1 gilt nicht für die deut-
schen Rechtsvorschriften über die Berücksichtigung von 
Zeiten der Kindererziehung in der gesetzlichen Renten-
versicherung." 

16. Nummer 6 des Schlußprotokolls zum Abkommen erhält fol-
gende Fassung: 

„6. Zu Artikel 9 des Abkommens: 

a) Die Personen, die in den in Artikel 9 genannten 
Bestimmungen bezeichnet sind, unterliegen, wenn 
sie im Hoheitsgebiet Schwedens beschäftigt und 
deutsche Staatsangehörige sind, den deutschen 
Rechtsvorschriften, als wären sie im Hoheitsgebiet 
der Bundesrepublik Deutschland beschäftigt. Sie gel-
ten als an dem Ort beschäftigt, an dem die deutsche 
zuständige Behörde ihren Sitz hat. 

b) Hat sich eine unter Buchstabe a genannte Person vor 
Beginn der Beschäftigung gewöhnlich im Hoheits-
gebiet Schwedens aufgehalten, so kann sie binnen 
drei Monaten nach Beginn der Beschäftigung die 
Anwendung der schwedischen Rechtsvorschriften 
wählen. Die Wahl ist gegenüber dem Arbeitgeber zu 
erklären. Die gewählten Rechtsvorschriften gelten 
vom Tage der Erklärung an. 

c) Familienangehörige einer Person, die durch die in 
Artikel 9 genannten Übereinkommen von der Ver-
sicherungspflicht in Schweden befreit ist, werden, 
wenn sie im Hoheitsgebiet Schwedens von einem 
dort  ansässigen Arbeitgeber beschäftigt werden, bei 
Anwendung der schwedischen Rechtsvorschriften so 
behandelt, als hätten sie auch ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im Hoheitsgebiet Schwedens." 

17. Nummer 7 Buchstabe c des Schlußprotokolls zum Ab-
kommen erhält folgende Fassung: 

„c) Artikel 11 berührt nicht die deutschen Rechtsvorschriften 
über die Erstattung von Beiträgen aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung im Falle der nicht in Artikel 3 Ab-
satz 2 bezeichneten Personen und im Falle der in Arti-
kel 3 Absatz 2 bezeichneten Personen, die nicht der Ver-
sicherung für Zusatzrente nach den schwedischen 
Rechtsvorschriften angehören." 

18. Nach Nummer 8 des Schlußprotokolls zum Abkommen wer-
den folgende Nummern 8a und 8b eingefügt: 

„8 a. Zu Artikel 13 des Abkommens: 

Zahnpflegeleistungen werden bei einem vorüber-
gehenden Aufenthalt im Hoheitsgebiet Schwedens 
unabhängig vom Alter der Personen erbracht. 

8 b. Zu Artikel 14 des Abkommens: 

Artikel 14 gilt auch für eingeschriebene Studenten der 
staatlichen und der staatlich anerkannten Hoch-
schulen im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland, die Familienangehörige einer Person 
sind, die sich im Hoheitsgebiet Schwedens gewöhn-
lich aufhält und die nach den schwedischen Rechts-
vorschriften versichert ist." 

19. In Nummer 9 des Schlußprotokolls zum Abkommen wird 
Buchstabe c gestrichen. 

20. In Nummer 10 Buchstabe b des Schlußprotokolls zum 
Abkommen wird folgender Satz 2 angefügt: 

"5. Till artiklama 6-10: 

Omfattas en person enligt artiklarna 6-10 av lagstift-
ningen i en fördragsslutande stat som om han var 
sysselsatt inom dess territorium, anses denna person 
liksom hans medföljande familjemedlemmar, såvida 
dessa inte utövar någon sysselsättning, även vara 
bosatta inom denna fördragsslutande stats territorium. 
Första meningen gäller inte i fråga om den tyska lag-
stiftningens bestämmelser om beaktande av perioder 
med vård av barn inom den lagstadgade pensionsför-
säkringen." 

16. Nummer 6 i slutprotokollet till konventionen erhåller följande 
lydelse: 

"6. Till artikel 9: 

a) Personer som avses i de i artikel 9 angivna bestäm-
melserna omfattas, om de är sysselsatta i Sverige 
och är tyska medborgare, av den tyska lagstift-
ningen som om de var sysselsatta i Förbundsrepu-
bliken Tyskland. De betraktas som sysselsatta på 
den ort där den tyska behöriga myndigheten har sift 
säte. 

b) Om en person som avses i punkten a ovan var 
bosatt inom Sveriges territorium före sysselsättning-
ens början, kan han inom tre månader efter syssel-
sättningens början välja att omfattas av den svenska 
lagstiftningen. Valet skall tillkännages för arbetsgiva-
ren. Lagstiftningen skall tillämpas från och med den 
dag valet tillkännagivits. 

c) Familjemedlemmar till en person som genom de i 
artikel 9 nämnda konventionerna är befriad från 
försäkringstillhörighet i Sveriga skall, om de blir sys-
selsatta i Sverige av en där bosatt arbetsgivare, vid 
tillämpning av svensk lagstiftning behandlas som om 
de även var bosatta inom Sveriges territorium." 

17. Nummer 7, c), i slutprotokollet till konventionen erhåller föl-
jande lydelse: 

"c) Artikel 11 berör inte den tyska lagstiftningen om återbetal-
ning av avgifter från den lagstadgade pensionsförsäkring-
en när det är fråga om personer som inte anges i arti-
kel 3 andra stycket eller om personer som anges i arti-
kel 3 andra stycket och som inte omfattas av den svenska 
lagstiftningen om försäkring för tilläggspension." 

18. Elter nummer 8 i slutprotokollet till konventionen infogas 
följande nummer 8a och 8b: 

"8 a. Till artikel 13: 

Tandvårdsförmåner utges under tillfällig vistelse inom 
Sveriges territorium oberoende av personens Alder. 

8 b. Till artikel 14: 

Artikel 14 gäller även för studerande som är inskrivna 
vid statlig eller statligt erkänd högskola inom För-
bundsrepubliken Tysklands territorium, om de är 
familjemedlemmar till en person, som är bosatt i 
Sverige och som är försäkrad enligt svensk lagstift-
ning." 

19. I nummer 9 i slutprotokollet till konventionen stryks c). 

20. I nummer 10, b), i slutprotokollet till konventionen tillfogas 
följande andra mening: 
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„Die beiden Vertragsstaaten werden die ihnen möglichen 
Feststellungen über diese Kosten treffen und vom Jahr 1990 
an auf Vorschlag eines der Vertragsstaaten Verhandlungen 
über eine andere Kostenregelung aufnehmen." 

21. Nummer 11 des Schlußprotokolls zum Abkommen erhält 
folgende Fassung: 

„11. Zu Artikel 14 des Abkommens: 
Geldleistungen nach den schwedischen Rechtsvorschriften 
wegen Krankheit, die im Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland eintritt, werden nur für die Zeit erbracht, für die 
die Krankheit durch ärztliche Bescheinigung nachgewiesen 
ist. Für Versicherte, die im Zeitpunkt der Erkrankung im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland beschäftigt 
sind oder die zur Besatzung eines Seeschiffs gehören, das 
die schwedische Flagge führt, gelten jedoch dieselben 
Bestimmungen wie bei Erkrankung im Hoheitsgebiet Schwe-
dens." 

22. In Nummer 13 Buchstabe a des Schlußprotokolls zum 
Abkommen wird folgender Satz 2 angefügt: 

„Abweichend von Artikel 20 Absatz 2 des Abkommens und 
dem vorstehenden Satz 1 sind Sachleistungen in der Bun-
desrepublik Deutschland nur von dem deutschen Träger der 
Unfallversicherung zu erbringen, wenn nach den deutschen 
Rechtsvorschriften eine Regelung in Kra ft  tritt, nach der 
Sachleistungen an eine Person, die bei einer deutschen 
Krankenkasse versichert ist, nur von einem Träger der 
Unfallversicherung erbracht werden." 

23. Nummer 14 des Schlußprotokolls zum Abkommen erhält 
folgende Fassung: 

„14. Zu Artikel 22 des Abkommens: 

a) Schwedische Rechtsvorschriften im Sinne des Arti-
kels 22 sind die Rechtsvorschriften über die Versi-
cherung für Zusatzrente. 

b) Bei Anwendung des Artikels 22 Absatz 1 stehen den 
nach den schwedischen Rechtsvorschriften anrech-
nungsfähigen Versicherungszeiten folgende Zeiten 
gleich: 

1. Kalenderjahre des gewöhnlichen Aufenthalts im 
Hoheitsgebiet Schwedens, die nach Vollendung 
des 16. Lebensjahres vor dem Jahr 1960 zurück-
gelegt wurden, soweit die betreffende Person 
während dieser Jahre der staatlichen Einkom-
mensteuer in Schweden unterlag, 

2. Kalenderjahre vor dem Jahr 1974, für die See-
mannssteuer nach schwedischem Recht gezahlt 
worden ist. 

c) Für die Erbringung des Leistungszuschlags nach den 
deutschen Rechtsvorschriften über die knappschaft-
liche Rentenversicherung bleiben die nach den 
schwedischen Rechtsvorschriften anrechnungsfähi-
gen Versicherungszeiten unberücksichtigt. 

d) Artikel 22 Absatz 1 gilt in der deutschen Rentenver-
sicherung für Leistungen, deren Erbringung im 
Ermessen des Trägers liegt, entsprechend. 

e) Bei Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften, 
die die Berechnung der Rente, insbesondere die 
höhere Bewertung von Beitragszeiten bei Zurück-
legung einer bestimmten Mindestzahl von Versiche-
rungsjahren, betreffen, sind schwedische Versiche-
rungszeiten nicht zu berücksichtigen. 

f) Bei Anwendung der deutschen Rechtsvorschriften, 
die den Anspruch auf Rente wegen Berufsunfähig-
keit, Erwerbsunfähigkeit oder verminderter bergmän-
nischer Berufsfähigkeit von der Entrichtung bestimm-
ter Pflichtbeiträge in einem festgelegten Zeitraum vor 
Eintritt des Versicherungsfalls abhängig machen und 
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"De båda fördragsslutande statema skall så  längt möjligt 
fastställa dessa kostnader och tidigast från och med är 1990 
pä förslag av en av de fördragsslutande statema ta upp 
förhandlingar om en annan kostnadsreglering." 

21. Nummer 11 i slutprotokollet till konventionen erhäller följande 
lydelse: 

"Kontantförmåner enligt svensk lagstiftning på grund av sjuk-
dom, som inträffar inom Förbundsrepubliken Tysklands terri-
torium, utges endast för den tid, för vilken sjukdom styrks 
genom läkarintyg. För försäkrade, som vid tiden för insjuk-
nandet är sysselsatta inom Förbundsrepubliken Tysklands 
territorium eller hör till besättningen på ett fartyg som för 
svensk flagg, gäller dock samma bestämmelser som vid 
insjuknande inom Sveriges territorium." 

22. I nummer 13 a) i slutprotokollet till konventionen tillfogas 
följande andra mening: 

"Utan hinder av artikel 20 andra stycket i konventionen och 
vad som sagts i föregäende mening skall sjukvårdsförmåner i 
Förbundsrepubliken Tyskland endast utges av det tyska för-
säkringsorganet för yrkesskadeförsäkring sä snart enligt tysk 
lagstiftning en ordning trader i kra ft, enligt vilken sjukvårds-
förmäner till en person som är försäkrad hos en tysk sjuk-
kassa enbart skall utges av eft försäkringsorgan för yrkesska-
deförsäkring." 

23. Nummer 14 i slutprotokollet till konventionen erhåller följande 
lydelse: 

„14. Till artikel 22: 
a) Den svenska lagstiftning som avses i artikel 22 är 

lagstiftningen om försäkring för tilläggspension. 

b) Vid tillämpning av artikel 22 första stycket likställs 
följande perioder med försäkringsperioder som kan 
tillgodoräknas enligt den svenska lagstiftningen: 

1. Kalenderär varunder någon efter fyllda 16 år varit 
bosatt inom Sveriges territorium före är 1960, i 
den man för personen i fråga för dessa är beräk-
nats till svensk statlig inkomstskatt taxerad 
inkomst. 

2. Kalenderär före 1974, för vilka sjömansskatt 
enligt svensk rätt har erlagts. 

c) För utgivande av förmånstillägg enligt den tyska 
lagstiftningen om pensionsförsäkring för gruvarbe-
tare beaktas inte försäkringsperioder som kan tillgo-
doräknas enligt den svenska lagstiftningen. 

d) Artikel 22 första stycket har inom den tyska pen-
sionsförsäkringen motsvarande tillämpning med 
avseende på förmåner, som utges efter försäkrings-
organets skönsmässiga bedömning. 

e) Vid tillämpning av den tyska lagstiftningen om beräk-
ning av pension, särskilt den högre värderingen av - 
avgiftsperioder för fullgörande av ett bestämt minsta 
antal försäkringsär, beaktas inte svenska försäk-
ringsperioder. 

f) Vid tillämpning av sådan tysk lagstiftning, som gör 
rätt till pension vid oförmäga aft arbeta inom visst 
yrke, oförmåga aft förvärvsarbeta eller nedsatt 
förmåga aft arbeta i gruva beroende av aft vissa 
obligatoriska avgifter erlagts inom en fastställd tids-
period före pensionsfallets inträffande och som vid 
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die bei der Festlegung dieses Zeitraums vorschrei-
ben, daß bestimmte Zeiten nicht mitgezählt werden, 
gilt dies auch für entsprechende Zeiten der Zahlung 
von Invaliditäts- oder Altersrente oder von Leistungen 
bei Krankheit oder Arbeitsunfall (ausgenommen Ren-
ten) nach den schwedischen Rechtsvorschriften oder 
der Zahlung von Leistungen bei Arbeitslosigkeit nach 
den schwedischen Vorschriften über Arbeitslosenver-
sicherung und die bare Arbeitsmarktunterstützung 
sowie für entsprechende Zeiten der Kindererziehung 
in Schweden. 

g) Tritt nach den deutschen Rechtsvorschriften eine 
Regelung über eine anteilige Bewertung der Zurech-
nungszeit und eine anteilige Leistung des Erhöhungs-
betrags zur Waisenrente in Kraft, so gilt für Fälle, auf 
die diese Regelung anzuwenden ist, Artikel 22 
Absätze 5 und 6 nicht." 

24. Nummer 15 des Schlußprotokolls zum Abkommen erhält 
folgende Fassung: 

„15. Zu Artikel 24 Absatz 1 des Abkommens: 

Für einen deutschen Staatsangehörigen sind in bezug 
auf den gewöhnlichen Aufenthalt in und außerhalb 
Schwedens und damit zusammenhängende Tat-
bestände die schwedischen Rechtsvorschriften anzu-
wenden, die bei Inkrafttreten des Zusatzabkommens 
gelten. Spätere günstigere Rechtsvorschriften bleiben 
unberührt." 

25. Nummer 16 des Schlußprotokolls zum Abkommen erhält 
folgende Fassung: 

„16. Zu Abschnitt II Kapitel 4 des Abkommens: 

Besteht für ein Kind nur unter Berücksichtigung der 
Nummer 5 Anspruch auf Unterhaltsvorschuß nach den 
schwedischen Rechtsvorschriften, so ist ein Anspruch 
auf Unterhaltsvorschuß nach den deutschen Vorschrif-
ten ausgeschlossen." 

Artikel 2 

(1) Artikel 37 des Abkommens gilt vorbehaltlich des Artikels 4 
Absatz 3 entsprechend für Ansprüche, die erst aufgrund dieses 
Zusatzabkommens entstehen. 

(2) Artikel 1 Nummer 13 Buchstabe b gi lt  nur für Versicherungs-
fälle, die nach Inkrafttreten dieses Zusatzabkommens eintreten. 

(3) Für eine in Nummer 6 Buchstabe b des Schlußprotokolls 
zum Abkommen in der Fassung dieses Zusatzabkommens 
bezeichnete Person, die bei Inkrafttreten dieses Zusatzabkom-
mens bereits beschäftigt ist, beginnt die Frist von drei Monaten mit 
diesem Zeitpunkt. 

Artikel 3 

Dieses Zusatzabkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber 
der Regierung des Königreichs Schweden innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten des Zusatzabkommens eine gegen-
teilige Erklärung abgibt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Zusatzabkommen bedarf der Ratifikation. Die Ratifi-
kationsurkunden werden so bald wie möglich in Bonn aus-
getauscht. 

(2) Dieses Zusatzabkommen tritt am ersten Tag des dritten 
Monats nach Ablauf des Monats in Kra ft, in dem die Ratifikations-
urkunden ausgetauscht werden. 

(3) Artikel 22 Absatz 6 des Abkommens in der Fassung des 
Artikels 1 Nummer 7 dieses Zusatzabkommens tritt rückwirkend 
zum 1. Januar 1982 in Kraft  und gilt auch für vor diesem Zeitpunkt 
eingetretene Versicherungsfälle. Renten, die vor Inkrafttreten die- 

fastställandet av denna tidsperiod föreskriver aft 
vissa tider inte medräknas, gäller delta även för 
motsvarande tider, under vilka förtidspension eller 
ålderspension eller förmåner vid sjukdom eller 
arbetsskada (förutom livräntor) utbetalas enligt 
svensk lagstiftning eller förmåner vid arbetslöshet 
utbetalas enligt den svenska lagstiftningen om 
arbetslöshetsförsäkring och kontant arbetsmark-
nadsstöd, ävensom för motsvarande tider med vård 
av barn i Sverige. 

g) Träder enligt den tyska Iagstiftningen en reglering i 
kraft om proportionell värdering av antagandetid och 
proportionellt tilläggsbelopp till bampension, gäller 
inte artikel 22 femte och sjätte styckena för fall, på 
vilken denna reglering skall tillämpas." 

24. Nummer 15 i slutprotokollet till konventionen erhåller följande 
lydelse: 

"15. Till artikel 24 första stycket: 

Pa tysk medborgare skall med avseende på bosättning 
inom och utom Sverige och därmed sammanhängande 
sakförhållanden tillämpas den svenska lagstiftning, som 
gäller vid ikraftträdandet av tilläggsöverenskommelsen. 
Senare gynnsammare lagstiftning berörs inte." 

25. Nummer 16 i slutprotokollet till konventionen erhåller följande 
lydelse: 

"16. Till avdelning II kapitel 4: 

Om ett barn har rätt till bidragsförskott enligt svensk 
lagstiftning endast med beaktande av nummer 5, är rätt 
till bidragsförskott enligt tysk lagstiftning utesluten." 

Artikel 2 

1. Artikel 37 i konventionen gäller med förbehäll för artikel 4 
tredje stycket pà motsvarande sätt för rättigheter, som uppstår 
först pä grund av denna tilläggsöverenskommelse. 

2. Artikel 1 nummer 13, b), gäller endast för försäkringsfall som 
inträffar efter ikraftträdandet av denna tilläggsöverenskommelse. 

3. För en person, som avses i nummer 6, b) i slutprotokollet till 
konventionen i dess lydelse enligt denna tilläggsöverenskom-
melse och som vid tilläggsöverenskommelsens ikraftträdande 
redan Or sysselsatt, börjar tremånadersfristen med denna tid

-

punkt. 

Artikel 3 

Denna tilläggsöverenskommelse gäller även för Land Berlin, 
såvida inte Förbundsrepubliken Tysklands regering till Konungari-
ket Sveriges regering avger en förklaring om motsatsen inom tre 
månader efter tilläggsöverenskommelsens ikraftträdande. 

Artikel 4 

1. Denna tilläggsöverenskommelse skall ratificeras. Ratifika-
tionshandlingama skall så snart som möjligt utväxlas i Bonn. 

2. Denna tilläggsöverenskommelse trader i kraft första dagen i 
tredje månaden efter utgången av den månad, under vilken 
ratifikationshandlingama utväxlas. 

3. Artikel 22 sjätte stycket i konventionen i dess lydelse enligt 
artikel 1 nummer 7 i denna tilläggsöverenskommelse trader i kra ft 
retroaktivt från och med den 1 januari 1982 och gäller även för 
försäkringsfall som inträffat före denna tidpunkt. Pensioner som 
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ses Zusatzabkommens festgestellt sind, werden auf Antrag unter 
Berücksichtigung des Satzes 1 neu festgestellt. Sie können auch 
von Amts wegen neu festgestellt werden. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Bevoll-
mächtigten dieses Zusatzabkommen unterzeichnet. 

Geschehen zu Stockholm am 26. Oktober 1989 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und schwedischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.  

har fastställts före ikraftträdandet av denna tilläggsöverenskom-
melse faststalls pä nytt efter ansökan med beaktande av första 
meningen. De kan även fastställas pä nyt utan ansökan. 

Till bevis härom har de befullmäktigade ombuden undertecknat 
denna tilläggsöverenskommelse. 

Som skedde i Stockholm den 26 oktober 1989 i två original

-

exemplar, vartdera på tyska och svenska spräken, vilka båda 
texter äger lika vitsord. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Far Förbundsrepubliken Tyskland 

Reinhold Schenk 
Norbert Blüm 

Für das Königreich Schweden 
För Konungariket Sverige 
Sven Hulterström 
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Zusatzvereinbarung 
zur Vereinbarung vom 23. Februar 1978 

zur Durchführung des Abkommens vom 27. Februar 1976 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und dem Königreich Schweden 
über Soziale Sicherheit 

 
Tilläggsöverenskommelse 

till överenskommelsen den 23 februari 1978 
angäende tillämpning av konventionen den 27 februari 1976 

mellan Förbundsrepubliken Tyskland 
och Konungariket Sverige 

om social trygghet 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Regierung des Königreichs Schweden — 

in  Anwendung des Artikels 33 Absatz 1 des Abkommens vom 
27. Februar 1976 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich Schweden über Soziale Sicherheit in der Fas-
sung des Zusatzabkommens vom heutigen Tage — im folgenden 
als„Abkommen" bezeichnet — und zur Änderung der am 
23. Februar 1978 unterzeichneten Vereinbarung zur Durchfüh-
rung des Abkommens — im folgenden als „Durchführungsverein-
barung" bezeichnet — 

haben folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

1. Artikel 5 Absatz 3 der Durchführungsvereinbarung erhält 
folgende Fassung: 

„(3) In Schweden stellt 

bei Anwendung des Artikels 6 des Abkommens die All-
gemeine Versicherungskasse oder das Reichsversicherungs-
amt, 

bei Anwendung des Artikels 10 des Abkommens das Reichs-
versicherungsamt 

die Bescheinigung aus." 

2. Artikel 12 wird gestrichen. 

Artikel 2 

Diese Zusatzvereinbarung gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber 
der Regierung des Königreichs Schweden innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten der Zusatzvereinbarung eine gegen-
teilige Erklärung abgibt. 

Förbundsrepubliken Tysklands regering 

och 

Konungariket Sveriges regering — 

har med stöd av artikel 33 första stycket i konventionen den 27 
februari 1976 mellan Förbundsrepubliken Tyskland och Konunga-
riket Sverige om social trygghet i dess lydelse enligt en denna dag 
träffad tilläggsöverenskommelse — i det följande benämnd "kon-
ventionen" — och med ändring av den överenskommelse an-
gående tillämpning av  konventionen som undertecknades den 
23 februari 1978 — i det följande benämnd "tillämpningsöverens-
kommelsen" — 

överenskommit följande: 

Artikel 1 

1. Artikel 5 tredje stycket i tillämpningsöverenskommelsen erhål-
ler följande lydelse: 

„3. I Sverige 

utfärdas nämnda intyg vid tillämpning av artikel 6 i konventio-
nen av den allmänna försäkringskassan eller riksförsäkrings-
verket, 
och vid tillämpning av artikel 10 i konventionen 

av riksförsäkringsverket." 
2. Artikel 12 utgär. 

Artikel 2 

Denna tilläggsöverenskommelse gäller Aven för Land Berlin, 
såvida inte Förbundsrepubliken Tysklands regering till Konungari-
ket Sveriges regering avger en förklaring om motsatsen inom tre 
månader efter tilläggsöverenskommelsens ikraftträdande. 
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Artikel 3 

Diese Zusatzvereinbarung tritt an dem Tag in Kra ft, an dem das 
Zusatzabkommen vom heutigen Tage zum Abkommen in Kraft 

 tritt. 

Geschehen zu Stockholm am 26. Oktober 1989 in zwei 
Urschriften, jede in deutscher und schwedischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Artikel 3 

Denna tilläggsöverenskommelse träder i kraft  samtidigt som 
den donna dag träffade tilläggsöverenskommelsen till konventio-
nen träder i kraft. 

Som skedde i Stockholm den 26 oktober 1989 i tvä Original-
exemplar, vartdera på tyska och svenska spräken, vilka båda 
texter äger lika vitsord. 

Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
För Förbundsrepubliken Tysklands regering 

Reinhold Schenk 
Norbert Blüm 

Für die Regierung des Königreichs Schweden 
För Konungariket Sveriges regering 

Sven Hulterström 
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Denkschrift zum Zusatzabkommen und zu der Zusatzvereinbarung 

I. Allgemeines 
Das Zusatzabkommen und die Zusatzvereinbarung 
ändern und ergänzen das deutsch-schwedische 
Abkommen über Soziale Sicherheit vom 27. Februar 
1976 (BGBl. 1977 II S. 664) einschließlich der Verein-
barung vom 23. Februar 1978 zur Durchführung die

-

ses Abkommens (BGBl. 1979 II S. 37). 
Das Abkommen soll insbesondere den bisherigen 
Erfahrungen bei seiner Anwendung und der zwischen-
zeitlichen Entwicklung im Bereich der sozialen Sicher-
heit der Vertragsstaaten angepaßt werden. 
Hervorzuheben sind der Ausschluß von Nachteilen bei 
der Zahlung des Kinderzuschusses zur deutschen 
Rente beim Zusammentreffen mit einer schwedischen 
Rente entsprechend einem zu einer Petition gefaßten 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 3. Okto-
ber 1985 (Drucks. 10/3939) sowie Verbesserungen für 
den Erwerb einer schwedischen Volksrente durch 
deutsche Staatsangehörige, insbesondere deutsche 
Seeleute, die auf schwedischen Seeschiffen beschäf-
tigt waren. 

Il. Besonderes 
A. Zum Zusatzabkommen 
Zu Artikel 1 Nr. 1 , 2, 9, 15, 16 und 25 
Durch Artikel 1 Nr. 1 in Verbindung mit weiteren 
Bestimmungen des Zusatzabkommens soll der 
Bereich des Kindergeldes, Erziehungsgeldes und 
des Unterhaltsvorschusses in bestimmtem Umfang 
in den Anwendungsbereich des Abkommens ein-
bezogen werden. Dabei ist vorgesehen, daß Per-
sonen, die insbesondere als entsandte Arbeitneh-
mer nur vorübergehend im anderen Vertragsstaat 
beschäftigt sind, sowie ihre Familienangehörigen 
Kindergeld, deutsches Erziehungsgeld bzw. 
schwedisches Eltemgeld und den schwedischen 
Unterhaltsvorschuß nur nach den Rechtsvorschrif-
ten ihres Herkunftsstaates beanspruchen können 
und Doppelleistungen ausgeschlossen werden. 

Zu Artikel 1, Nr. 3 
Die Neufassung des Artikels 9 enthält eine Präzi-
sierung in bezug auf den Vorrang des Wiener 
Übereinkommens über diplomatische Beziehun-
gen und des Wiener Übereinkommens über konsu-
larische Beziehungen für das bei den amtlichen 
Vertretungen der Vertragsstaaten beschäftigte 
Personal. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 

Durch die Änderung werden die zuständigen 
Behörden — in der Bundesrepublik Deutschland der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung — 
ermächtigt, die ihnen nach Artikel 10 obligenden 
Verwaltungsaufgaben auf andere Stellen zu über-
tragen; auf deutscher Seite ist hierfür — wie bei 
anderen zwischenstaatlichen oder überstaatlichen 
Regelungen — der AOK-Bundesverband in Bonn in 
Aussicht genommen. 

Zu Artikel 1 Nr. 5 

Die Bestimmung regelt die Erbringung von Sachlei-
stungen in der Krankenversicherung an Personal 
bei den amtlichen Vertretungen eines Vertrags-
staats einschließlich der Familienangehörigen 
durch die gesetzliche Krankenversicherung des 
Aufenthaltsstaats. 

Zu Artikel 1 Nr. 6 

Die Bestimmung enthält eine Klarstellung in bezug 
auf die Zuständigkeit bei der Sachleistungsaushilfe 
durch die schwedische Krankenversicherung. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 

Der geltende Artikel 22 Abs. 6 bestimmt u. a., daß 
der Kinderzuschuß zur deutschen Rente halbiert 
wird, wenn er mit einem Kinderzuschuß oder einer 
Waisenrente nach schwedischen Rechtsvorschrif-
ten zusammentrifft. Diese Bestimmung hat in ein-
zelnen Fällen dazu geführt, daß schon eine geringe 
schwedische Leistung die Halbierung des deut-
schen Kinderzuschusses zur Folge hat. Der Deut-
sche Bundestag hat diese Regelung mit Beschluß 
vom 3. Oktober 1985 (siehe oben I. Allgemeines) 
beanstandet. Kinderzuschuß und Erhöhungsbe-
trag zur Waisenrente sollen deshalb nach der Neu-
regelung nur noch dann halbiert werden, wenn der 
Rentenanspruch nur durch Zusammenrechnung 
deutscher und schwedischer Versicherungszeiten 
begründet ist, ohne das Abkommen also Kinderzu-
schuß und Erhöhungsbetrag nicht gezahlt würden. 
Nach Artikel 4 Abs. 3 soll diese Neuregelung rück-
wirkend zum 1. Januar 1982 in Kra ft  treten. Das 
Datum ist angelehnt an die Vierjahresfrist für die 
Verjährung von Ansprüchen auf Sozialleistungen 
nach § 45 Erstes Buch Sozialgesetzbuch bezogen 
auf den Zeitpunkt der Aufnahme der Revisionsver-
handlungen im Jahre 1986 und ermöglicht in den 
bekannten Einzelfällen Nachzahlungen für die 
gesamte Bezugsdauer der Rente. 

Zu Artikel 1 Nr. 8 
Durch die Bestimmung werden die Vorschriften 
des Abkommens über die Rentenversicherung 
nach den schwedischen Rechtsvorschriften — Arti-
kel 24 bis 26 des Abkommens — unter Einbezie-
hung der geltenden Nummern 15 und 16 des 
Schlußprotokolls in diese Vorschriften den zwi-
schenzeitlichen Änderungen der innerstaatlichen 
schwedischen Rechtsvorschriften angepaßt. 
Im wesentlichen gelten für den Erwerb eines 
Anspruchs auf schwedische Volksrente und 
Zusatzrente durch deutsche Staatsangehörige 
unter Beachtung der Zusammenrechnung deut-
scher und schwedischer Versicherungszeiten für 
die Erfüllung der Wartezeit die gleichen Vorausset-
zungen wie nach dem geltenden Abkommen. Ins-
besondere gilt bei der Zahlung der schwedischen 
Volksrente an deutsche Staatsangehörige mit 
gewöhnlichem Aufenthalt außerhalb Schwedens 
der Grundsatz der Gleichbehandlung mit schwedi-
schen Staatsangehörigen. 
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Die Neuregelung sieht darüber hinaus insbeson-
dere für deutsche Staatsangehörige Verbesserun-
gen vor, die sich aus der Neufassung des Artikels 
24 des Abkommens in Verbindung mit den inner-
staatlichen schwedischen Rechtsvorschriften erge-
ben. So erhalten nach geltendem Recht deutsche 
Seeleute für Zeiten, in denen sie auf einem schwe-
dischen Seeschiff beschäftigt waren, eine schwedi-
sche Rente nur, soweit diese Zeiten nach 1973 
liegen. Künftig sollen sie eine schwedische Volks-
rente unter bestimmten Voraussetzungen auch 
dann beanspruchen und im Ausland beziehen kön-
nen, wenn diese Zeiten vor 1974 liegen. 
Weitere Verbesserungen sind u. a. beim Bezug 
von Hinterbliebenenrenten und bestimmten Zula-
gen zur Volksrente wie der Behindertenbeihilfe vor-
gesehen. 
Artikel 1 Nr. 24 enthält eine ergänzende Bestim-
mung, nach der einseitige Änderungen der inner-
staatlichen schwedischen Rechtsvorschriften die 
Rechtsstellung deutscher Staatsangehöriger nicht 
verschlechtern, aber verbessern können. 

Zu Artikel 1 Nr. 9 
Die Bestimmung enthält nähere Regelungen über 
den Ausschluß von Doppelleistungen beim Zusam-
mentreffen von Kindergeld nach den deutschen 
und schwedischen Rechtsvorschriften sowie eine 
Regelung für die Zahlung des schwedischen 
Unterhaltsvorschusses. 

Zu Artikel 1 Nr. 10 bis 12 
Die Bestimmungen ändern und ergänzen die 
Regelungen über das Zusammenwirken der in bei-
den Staaten mit der Durchführung des Abkom-
mens betrauten Stellen. 

Zu Artikel 1 Nr. 13 

Nach dem am 1. Januar 1982 in Kraft  getretenen 
neuen Auslandsrentenrecht werden Renten wegen 
Berufsunfähigkeit und Erwerbsunfähigkeit nicht an 
Berechtigte im Ausland gezahlt, wenn bei der Fest-
stellung der Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfä-
higkeit nicht nur der Gesundheitszustand des Ver-
sicherten, sondern auch die Lage auf dem Arbeits-
markt eine Rolle gespielt hat. Durch die Ergänzung 
soll die Regelung auch im Rahmen des deutsch-
schwedischen Abkommens über Soziale Sicher-
heit beibehalten werden, da der schwedische 
Arbeitsmarkt dem Wirkungsbereich der deutschen 
Seite entzogen ist und der deutsche Arbeitsmarkt 
für einen im Ausland lebenden Versicherten nicht 
in Betracht kommt. 

Zu Artikel 1 Nr. 14 bis 16 
Die Bestimmungen ändern und ergänzen die 
Regelungen des Abkommens und des Schlußpro-
tokolls über die Versicherungsplicht oder die Versi-
cherungszugehörigkeit einer Person bei einer Kolli-
sion der deutschen und schwedischen Rechtsvor-
schriften. 

Insbesondere bestimmt die durch Artikel 1 Nr. 14 
neu eingefügte Nummer 4 a des Schlußprotokolls 
zum Abkommen, daß Studenten aus Schweden in 
der Bundesrepublik Deutschland grundsätzlich 
nach den deutschen Rechtsvorschriften kranken-
versicherungspflichtig sind; dies soll nicht gelten, 
wenn sie als Familienangehörige einer Person in 
Schweden Sachleistungsaushilfe durch die deut-
sche Krankenversicherung erhalten können (Num-
mer 8 b des Schlußprotokolls zum Abkommen, 
eingefügt durch Artikel 1 Nr. 18). 
Zu Artikel 1 Nr. 15 wird auf die Ausführungen im 
Zusammenhang mit Artikel 1 Nr. 1 hingewiesen. 

Artikel 1 Nr. 16 stellt insbesondere sicher, daß 
deutsches Personal bei den deutschen amtlichen 
Vertretungen grundsätzlich den deutschen Rechts-
vorschriften unterliegt. 

Zu Artikel 1 Nr. 17 

Die Bestimmung enthält eine Klarstellung. 

Zu Artikel 1 Nr. 18 bis 22 
Die Bestimmungen enthalten vor allem Klarstellun-
gen und Anpassungen an zwischenzeitliche Ände-
rungen der innnerstaatlichen Rechtsvorschriften im 
Bereich der gesetzlichen Kranken- und Unfallversi-
cherung der Vertragsstaaten. 
Zur Einfügung der Nummer 8 b des Schlußproto-
kolls durch Artikel 1 Nr. 18 wird auf die Ausführun-
gen zu Artikel 1 Nr. 14 verwiesen. 

Artikel 1 Nr. 20 steht im Zusammenhang damit, 
daß die Kranken- und Unfallversicherung eines 
Vertragsstaats die sich jeweils in ihrem Gebiet 
aufhaltenden Versicherten (z. B. Urlauber) des 
anderen Vertragsstaates betreuen und die hierbei 
entstehenden Kosten nach Artikel 16 Abs. 3 des 
Abkommens wechselseitig nicht erstattet werden. 
Die Ergänzung stellt sicher, daß diese Kostenrege-
lung auf Wunsch eines Vertragsstaats im Verhand-
lungswege überprüft werden kann. 

Zu Artikel 1 Nr. 23 
Die Neufassung der Nummer 14 des Schlußproto-
kolls zum Abkommen sieht Ergänzungen bei der 
Anwendung des Artikels 22 und damit der Zusam-
menrechnung deutscher und schwedischer Versi-
cherungszeiten für den Anspruch auf eine Leistung 
der deutschen gesetzlichen Rentenversicherung 
vor. Zu den Änderungen und Ergänzungen: 

Buchstabe a enthält eine Klarstellung, Buchstabe b 
Nummer 2 eine Ergänzung im Hinblick auf die 
Verbesserungen bei der schwedischen Volksrente 
für deutsche Seeleute auf schwedischen Seeschif-
fen (vgl. die Ausführungen zu Artikel 1 Nr. 8). 
Buchstabe e beruht darauf, daß die deutschen 
Rechtsvorschriften über Renten nach Mindestein-
kommen voraussetzen, daß der Versicherte eine 
bestimmte Mindestversicherungszeit zurückgelegt 
hat. Diese Mindestversicherungszeit dient nicht der 
Anspruchsbegründung, sondern führt zu einer gün-
stigeren Berechnung der Rente, die nur Versicher- 
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ten zugute kommen soll, die während einer langen 
Zeit der deutschen Versichertengemeinschaft 
angehört haben. Auf die Mindestversicherungszeit 
sollen deshalb schwedische Versicherungszeiten 
nicht angerechnet werden. 

Buchstabe f bestimmt, daß zur erleichterten Erfül-
lung der versicherungsmäßigen Voraussetzungen 
für den Erwerb einer Berufs- oder Erwerbsunfähig-
keitsrente nach deutschen Rechtsvorschriften ent-
sprechende schwedische Tatbestände gleichge-
stellt werden (u. a. Rentenbezug, Krankheits- und 
Arbeitslosigkeitszeiten, Zeiten der Kindererziehung 
in Schweden). 

Buchstabe g berücksichtigt, daß mit Inkrafttreten 
des Rentenreformgesetzes 1992 am 1. Januar 
1992 eine neue Regelung für die Bewe rtung bei-
tragsfreier Zeiten gilt (Gesamtleistungsbewertung). 
Die Bestimmung sieht vor, daß dann die Sonder-
vorschriften des Abkommens über die Anrechnung 
von Zurechnungszeiten und die Leistung des Erhö-
hungsbetrages zur Waisenrente nicht mehr gelten 
sollen. 

Zu Artikel 1 Nr. 24 und 25 

Auf diese Bestimmungen wurde bereits im Zusam-
menhang mit Artikel 1 Nr. 1 und Artikel 1 Nr. 8 
eingegangen. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmungen enthalten die üblichen Über-
gangsbestimmungen. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung regelt das Inkrafttreten des 
Zusatzabkommens. 

Artikel 4 Abs. 3 regelt das rückwirkende Inkrafttre-
ten des Artikels 22 Abs. 6 des Abkommens in der 
Fassung des Artikels 1 Nr. 7 des Zusatzabkom-
mens. Auf die Ausführungen zu dieser Bestim-
mung wird verwiesen. 

B. Zur Zusatzvereinbarung 

Zu Artikel 1 Nr. 1 

Die Bestimmung enthält eine Zuständigkeitsre-
gelung. 

Zu den Artikeln 2 und 3 
Die Bestimmungen enthalten die üblichen Schluß-
bestimmungen. 




